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Keine RenaissanceStart frei für Start-ups

der Kernkraft!

Doch was ein Kanzler Kohl, angetan von verkämpfen sich viele Start-up-Gründer im nieder. Deutschland belegt im Bereich öf-

l
Eine neue Studie der Bertelsmann-Stiftung schlägt Alarm und bietet Reformvorschläge V O N S T E FA N A H R E N S
V O N W O L F G A N G K U R E K

Am 31.12.2022 endet die Betriebserlaub-
nis der letzten in Deutschland verbliebe-
nen Atomkraftwerke. Der Ausstieg aus der
Kernenergie – eine Konsequenz des Re-
aktorunfalls im japanischen Kernkraftwerk
Fukushima vor zehn Jahren – war lange
Zeit unstrittig, wird aber momentan
wieder kontrovers diskutiert. Ursache hier-
für ist zum einen die gegenwärtige Preis-
explosion bei Strom und Gas; zum ande-
ren werfen aber auch die berechtigten
Ziele des Klimaschutzes die Frage auf, in-
wiefern Kernenergie als Brückentechno-
logie zur Versorgungssicherheit beitragen
kann. Vor allem geht es um eine sichere
Verfügbarkeit der Ressource Strom, wenn
Deutschland zur Erlangung von Klima-
neutralität die Kohleverstromung aufgibt,
auf erneuerbare Energien setzt und der
Bedarf infolge wachsender Elektromobili-
tät steigt. Nicht nur die Kernkraft-Lobby,
sondern auch einige Klimawissenschaftler
plädieren für einen Energiemix, zu dem
auch die Kernkraft gehören sollte. Sie ar-
gumentieren vorrangig mit der Klima-
freundlichkeit, das heißt den niedrigen
Treibhausgasemissionen sowie der Ver-
lässlichkeit dieser Technologie. Während
Sonne und Wind nicht kontinuierlich für
die Stromerzeugung zur Verfügung stän-
den, sei die Kernkraft ebenso planbar wie
stabil. Schließlich werden auch Länder wie
Frankreich ins Feld geführt, wo Präsident
Macron kürzlich die staatliche Förderung
von Mini-Reaktoren bekannt gab.
Doch wie stichhaltig ist diese Argumenta-
tion? Nur elf Prozent des derzeit in
Deutschland generierten Stroms wird der
IAEA zufolge von Kernkraftwerken gene-
riert. Eine Laufzeitverlängerung der noch
verbliebenen Kraftwerke wäre also kaum
eine Option, um mögliche Versorgungs-
engpässe zu kompensieren. Aus Kosten-
gründen käme ebenso wenig ein Hochfah-
ren bereits stillgelegter Meiler in Betracht.
Und letztlich sei darauf verwiesen, dass
Kernkraftwerke in ihrer heutigen Bau-
weise nicht gut mit den hoch dynamischen
erneuerbaren Energien harmonieren und
ihre Verlässlichkeit hinterfragt werden
darf: Nach Mycle Schneider, deutscher
Energie- und Atompolitikberater, waren
Frankreichs Meiler im Jahre 2020 etwa
ein Drittel der Zeit wegen Wartungsarbei-
ten abgeschaltet. Wichtigstes Argument
gegen die Kernkraft bleiben jedoch die mit
ihr verbundenen Risiken. Auch wenn sich
Standards verbessern, ist ein sicherer Be-
trieb im Falle von Naturkatastrophen oder
Terrorangriffen nicht gewährleistet. Ferner
ist in Deutschland die Frage nach der
Endlagerung von radioaktivem Müll un-
gelöst. Wenn 2022 die letzten Atomkraft-
werke schließen, verbleiben 27 000 Kubik-
meter Kernbrennstoffe, von denen noch
für viele Hunderttausend Jahre hochradio-
aktive Strahlung ausgeht. Aus christlicher
Schöpfungsverantwortung kann Kernkraft
daher kein Instrument zur Lösung der
Klimakrise sein. Ein Übel würde mit
einem schlimmeren bekämpft werden; die
Nachhaltigkeit der Erde wäre ernsthaft ge-
fährdet. Insofern ist die Feststellung der
Deutschen Bischöfe von 2007, wonach die
Probleme der Kernenergie aus Gründen
intergenerationeller Gerechtigkeit nicht
den Folgegenerationen aufgebürdet wer-
den dürfen, aktueller denn je!
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Ein nachhaltiges Start-up: „Beesharing“ aus Hamburg vernetzt regionale Landwirte und Imker miteinander. Foto: dpa

fornischen Garagen entstanden. Erfinder-
geist und Tüftlergeschick, Mut, Durchset-
zungsvermögen und Durchhaltekraft,
Selbstbewusstsein, Risikobereitschaft und
ein stählerner Wille sind die Ingredenzien
zum unternehmerischen Erfolg.

zum Teil auch einen langen Atem und viel
Geduld mitbringen. Doch die Vergabe öf-
fentlicher Aufträge ist insbesondere in der
Digital-Wirtschaft für die Forschung und
Entwicklung innovativer Produkte von
existenzieller Bedeutung. Gerade hier aber

Beamtenheeren um den digitalen Wandel,
doch spielten die Themen Digitalisierung
oder Künstliche Intelligenz im Bundestags-
wahlkampf keine Rolle. Aber nicht nur bei
der Förderung von Technologie hapert es;
auch der Netzausbau liegt immer noch dar-
Immer mehr junge Menschen gründen Unternehmen. Dennoch mangelt es an Unterstützung V O N R I C H A R D S C H Ü T Z E

Es braucht eine zündende Produktidee, ein
paar wild entschlossene, zumeist jüngere
Leute, dazu den „amerikanischen Traum“
von Studenten oder sogar Schülern, die den
Mut haben, eine Tellerwäscherkarriere in
einer Garage oder im Kinderzimmer bei
den Eltern zu starten, um ein Bill Gates
oder Steve Jobs zu werden.
Von Bill Gates
zu Lars Windhorst

So war es auch bei Lars Windhorst An-
fang der 1990er Jahre, als er mit 16 Jahren
die Windhorst Electronics GmbH und die
Windhorst AG in Rhaden/Westfalen grün-
dete und als Jungunternehmer die gesamte
deutschen Wirtschaftselite ent- und dann
begeisterte. Er schmiss die Schule, gründete
eine Firma nach der anderen, machte im
ersten Geschäftsjahr mit 80 Mitarbeitern
50 Millionen Dollar Umsatz und expan-
dierte bis nach Asien. In der chinesischen
Botschaft in Bonn saß er, bewundert und
protegiert von Kanzler Helmut Kohl neben
dem damaligen „Gottvater“ der deutschen
Wirtschaft, Berthold Beitz, auf dem Podium
und dozierte über die Chancen des Jung-
unternehmertums. Als er die anwesenden
Topmanager darum bat, bitte ein paar Wor-
te des Dankes auf Chinesisch an die Gast-
geber richten zu können und dann geschla-
gene fünf Minuten in fließendem Chine-
sisch weitersprach, waren die Bosse endgül-
tig euphorisiert und blamiert zugleich.

Im März 2000 jedoch platzte die Dot-
com-Blase und 2003 meldete Windhorst
Insolvenz an. Doch ein echter Unternehmer
lernt aus Fehlern und gibt nicht auf; Wind-
horst erwies sich als zäher denn ein Steh-
aufmännchen. Nach vielen weiteren Turbu-
lenzen residiert er heute in London und be-
sitzt unter Anderem erhebliche Anteile am
Fußballclub Hertha BSC. Schon als 8-Jäh-
riger wollte er Unternehmer werden; mit 15
Jahren schrieb er eine Software und funk-
tionierte die elterliche Garage gemeinsam
mit Freunden in eine PC-Werkstatt um.

Windhorst ist der Prototyp dessen, was
man seit ein paar Jahren auch hierzulande
einen Start-up-Unternehmer nennt: On-
line-basierte Unternehmen wie Facebook,
Google, Twitter, Ebay, PayPal oder Uber
aus dem Silicon Valley kennt fast jeder,
auch der Versandhändler Amazon, Tesla
und SpaceX sowie ihre Gründer sind weit-
hin bekannt und legendär. Unternehmen
wie Hewlett-Packard im Jahre 1939 oder
Apple 1976 sind als frühe Start-ups in kali-

Eine „Si
dem verblüffenden Jungspund, aus dem
Handgelenk zu dessen Erfolg beitrug, als er
ihn in der Kanzlermaschine zum Staatsbe-
such nach China mitnahm und so dem Min-
derjährigen die Türen zur globalen Wirt-
schaftswelt öffnete, das fehlt heutzutage
den meisten Start-up-Unternehmern. Statt
Protegierung werden sie hierzulande mit
Bürokratie überfrachtet, die nicht nur die
Freude und den Spaß am kreativen und ri-
sikobehafteten Dasein vermiest, sondern
wie klebriger Ballast Zeit und Nerven kos-
tet.

Die Rahmenbedingungen für ein nach-
haltig erfolgreiches Überleben am Markt
sind in Deutschland denkbar schlecht. Zwar
gibt es Investoren, die von einem Projekt
und einer Vision überzeugt und bereit sind,
einen Teil ihres Vermögens spekulativ und
mit extremem Risiko zu investieren und

ver Soci
bürokratischen Vergabedickicht mit seinen
tausend Formularen und bürokratischen
Verfahren. Während Großkonzerne ganze
Abteilungen für Antragstellungen vorhal-
ten, müssen sich Start-up-Gründer statt
technologisch weiter zu tüfteln die Nächte
mit dem Studium von Antragsformularen
um die Ohren schlagen.

Die Politik muss mehr tun
als bislang

Die noch im Amt befindliche geschäfts-
führende Bundesregierung hat bedauerli-
cherweise viel zu wenig getan, um den
Start-ups den Weg frei zu machen. Vom
Bundeskanzleramt mit der Staatsministe-
rin Dorothee Bär bis zu Bundeswirtschafts-
minister Peter Altmaier kümmern sich zwar
Spitzenrepräsentanten der Politik mit ihren

ety“ kost
fentlicher Investitionen in Start-ups im di-
gitalen Sektor nur den 10. Platz unter den
27 EU-Mitgliedsländern. Nordische Län-
der wie Dänemark, aber auch Belgien, die
Niederlande, Österreich und sogar Grie-
chenland machen vor, wie Technologieför-
derung via entschlackter Vergabeverfahren
effizient funktioniert.

Deshalb werden vom „Bundesverband
Deutsche Startups“ und auch immer mehr
Politikern ein Aktionsplan für eine innova-
tionsfördernde Auftragsvergabe sowie eine
mutige Start-up-Politik gefordert. Der Ver-
band sieht die Start-up-Unternehmen als
„die treibende Wirtschaftskraft unserer Zu-
kunft“ an. Das ökonomische Potenzial der
Start-ups soll enorm sein; Millionen neuer
Arbeitsplätze könnten entstehen. Dazu
aber müsste auch der Staat mehr Lust auf
Fortschritt und Innovationen aufbringen.

et viel

Die Alterung der Bevölkerung in Deutsch-
land stellt das Land in den kommenden
Jahren vor große Herausforderungen: So
könnten die Sozialversicherungsbeiträge
schon im Jahr 2035 fast die Hälfte des Ein-
kommens der Erwerbstätigen ausmachen.
Ein Paket von Reformen ist notwendig –
eine neue Studie der Bertelsmann Stiftung

tragfähig sind. Die Studie beinhaltet neben
einem Basisszenario auf Grundlage des gel-
tenden Rechts mehrere Alternativszena-
rien, die zeigen, wie Maßnahmen zur Stei-
gerung von Beschäftigung und Wachstum –
etwa bei der Migrationspolitik, der Arbeits-
marktpolitik, der Bildungspolitik sowie der
Gesundheitsförderung – beitragen können,

Rentnern gegenüber. Bis 2035 sind es be-
reits 48 Rentner auf 100 Erwerbstätige.

„Die Alterung der Bevölkerung wird zu
einer gefährlichen Belastungsprobe für
Staatsfinanzen und Sozialsysteme“, warnt
Andreas Esche, Wirtschaftsexperte der
Bertelsmann-Stiftung. „Die Veränderungen
kommen schleichend und verschleiern den

Corona-Krise ohnehin stark belastet sind,
hat die Alterung der Bevölkerung negative
Folgen. Derzeit liegt die Staatsverschul-
dung bei 66,7 Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP). Statt nach dem jüngsten,
krisenbedingten Anstieg wieder zurückzu-
gehen, steigt die Schuldenlast bis 2035 vo-
raussichtlich auf 71,5 Prozent.
zeigt, wo die Hebel angesetzt werden könn-
ten.

Finanzen drohen,
aus dem Ruder laufen

Die Ergebnisse basieren auf der Studie
„Demografische Alterung und öffentliche
Finanzen: Wie geht es nach der Co-
vid-19-Krise weiter?“, die Professor Dr.
Martin Werding (Ruhr-Universität Bo-
chum) im Auftrag der Bertelsmann Stiftung
erstellt hat. Die Studie zeigt mithilfe von
empirisch gestützten Simulationen bis
2080, dass die öffentlichen Finanzen auf-
grund der Effekte der demografischen Ent-
wicklung in Deutschland langfristig nicht
die demografische Alterung zu bewältigen.
Wie bedrohlich die Situation ist, beweist

der Blick auf die Finanzen: Derzeit machen
die Beitragssätze der Sozialversicherungen
39,8 Prozent der beitragspflichtigen Ein-
kommen aus. Ohne Reformen droht dieser
Anteil bereits bis zum Jahr 2035 auf 47,9
Prozent zu steigen, so die Berechnungen
einer Studie von Martin Werding, Professor
für Sozialpolitik und öffentliche Finanzen
der Ruhr-Universität Bochum, im Auftrag
der Bertelsmann Stiftung. Mit dem jetzt be-
ginnenden Übergang der Baby-Boomer-
Generation in die Rente verschlechtert sich
das Verhältnis von Beitragszahlern und
Rentnern drastisch. Noch stehen 100 Men-
schen im erwerbsfähigen Alter etwa 35
Zeitdruck für notwendige Reformen.“

So kann gegengesteuert
werden

Wegen der höheren Abgaben dürften die
Bruttolöhne und damit die Arbeitskosten
insgesamt stark steigen. Trotz zunehmen-
den Fachkräftemangels droht dadurch eine
sinkende Nachfrage nach vor allem unge-
lernten Arbeitskräften. Die Arbeitslosigkeit
würde deutlich zunehmen und schon inner-
halb der kommenden 15 Jahre die Arbeits-
losenquote auf bis zu 8 Prozent steigen, mit
der Folge sinkender Einnahmen für alle
Zweige der Sozialversicherung. Auch für die
öffentlichen Haushalte, die wegen der
Um diese Entwicklungen zumindest ab-
zuschwächen, stehen laut der Bertelsmann-
Stiftung mehrere Hebel zur Verfügung: Der
erste ist die Steigerung von Beschäftigung
und Wachstum. Dafür müssten mehr Fach-
kräfte nach Deutschland kommen, zugleich
müssten diese schneller integriert werden.
Auch müsste Müttern der Zugang zum
Arbeitsmarkt weiter erleichtert werden.
Derzeit stecken Mütter zu oft in der Zweit-
verdienerinnenfalle, weil die Betreuungs-
möglichkeiten für Kinder aus Sicht der Stif-
tung nicht ausreichen. Die Anhebung des
Renteneintrittsalters stellt einen weiteren
Hebel dar, indem zumindest ein Teil der ge-
stiegenen Lebenserwartung in eine verlän-
gerte Erwerbsphase übersetzt wird.


